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Von Ulrich Bick*, Hamburg

n einem Informationspapier des
Netzwerks Unternehmensverantwor-
tung (Corporate Accountability,

kurz  Cora) zur öffentlichen Beschaf-
fung mit der neuen EU-Vergaberichtli-
nie von 2014 heißt es: „In der Europäi-
schen Union haben öffentliche Aufträge
ein jährliches Volumen von ungefähr
18 % des Bruttoinlandsproduktes1. Al-
lein in Deutschland geben Bund, Län-
der und Kommunen pro Jahr schät-
zungsweise rund 2602 bis 480 Mrd. Eu-
ro3 für die Beschaffung von Waren und
Dienstleistungen aus. Damit ist das öf-
fentliche Auftragswesen ein wichtiger
Hebel für die Erreichung ökologischer
Ziele, wie Umwelt- und Klimaschutz,
sowie sozialer Ziele wie der Förderung
guter Arbeit und des Schutzes von Men-
schenrechten.4

Etwa 17 % der in Deutschland einge-
setzten Produkte auf der Basis Holz, im
Folgenden Holzprodukte genannt, wer-
den von öffentlichen Institutionen be-
schafft. Auch um ein Signal für die nicht
öffentlichen Marktsektoren zu setzen
und einen konkreten Beitrag zum Er-
halt der Wälder und zur Förderung ih-
rer nachhaltigen und verantwortungs-
vollen Bewirtschaftung weltweit (insbe-
sondere in den Tropen) zu leisten, hat
die Bundesregierung schon sehr früh
die öffentliche Beschaffung von Holz-
produkten für ihren Geschäftsbereich
geregelt (vgl. Tabelle).
Seit Dezember 2010 ist der Erlass zur

Regelung der öffentlichen Beschaffung
von Holzprodukten in Deutschland
(Beschaffungsregelung)5 in ihrer derzeit
aktuellen Fassung in Kraft und ersetzt
die Vorläuferversion von 2007, die auf
vier Jahre befristet war. Der Wortlaut
des gemeinsamen Erlasses der beteilig-
ten Bundesministerien für Wirtschaft
und Technologie (BMWi), für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV), für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (BMU)
und für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) ist nahezu iden-
tisch geblieben. Lediglich die zum Er-
lass gehörende, begleitende Erklärung
ist aktualisiert und damit marginal ver-
ändert worden.
Die Regelung ist für alle Bundesminis-

terien und deren nachgeordnete Institu-
tionen verbindlich. Sie gilt für die Be-
schaffung von Holz und Holzprodukten,
mit Ausnahme von Zellstoff und Papier,
die den Vorgaben des Umweltzeichens
„Der Blaue Engel“ unterliegen. Zugleich
sind die Länder und Kommunen ermu-
tigt worden, sich bei der Gestaltung ihrer
Regelung der Beschaffung von Holzpro-
dukten inhaltlich an die Bundesrichtli-
nie anzulehnen.
Bis heute ist in den Bundesländern

Baden-Württemberg, Bayern, Berlin,
Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-
Westfalen, Saarland, Sachsen, Schles-
wig-Holstein, zahlreichen Städten und

I

Im Februar 2014 haben das Europäische Parlament und der
Rat neue Richtlinien für die öffentliche Auftragsvergabe er-
lassen, die zurzeit in nationales Recht umgesetzt werden. Mit
Ablauf des Jahres 2015 sind die Revisionen sowohl des EU-
Aktionsplans zur Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und
Handel im Forstsektor (Flegt-AP) als auch damit verbunden
die Europäische Holzhandels-Verordnung (EUTR) abge-
schlossen worden. Beide stehen im mehr oder weniger direk-
ten Zusammenhang mit der öffentlichen Beschaffung von
Holzprodukten. Die Diskussion über die Vorgehensweise bei
der Umsetzung der neuen Richtlinien, der erwarteten Ergeb-
nisse der Revisionen sowie über die bisherige Praxis der öf-
fentlichen Beschaffung von Holzprodukten in Deutschland
gibt Anlass zu einer Analyse der gegenwärtigen Situation.

Öffentliche Beschaffung von
Holzprodukten in Deutschland
Stand der Regelung in Deutschland und der europäische Weg

Kommunen sowie bundesnahen Insti-
tutionen, wie der Deutschen Bahn AG
und dem Technischen Hilfswerk, die
Beschaffungsregelung des Bundes über-
nommen bzw. zur Verabschiedung ei-
gener Regelungen herangezogen wor-
den.
Ein wesentliches Ziel bei der Ent-

wicklung der gegenwärtig gültigen Bun-
desregelung war die Übereinstimmung
mit dem europäischen und internatio-
nalen Handelsrecht. Dieses Ziel be-
gründet auch den Wortlaut des gemein-
samen Erlasses und der dazu gehören-
den begleitenden Erklärung (im Folgen-
den Holzerlass genannt).

Was oder wer muss wie
zertifiziert sein?

Seit der praktischen Anwendung der
EUTR bzw. des deutschen Holzhan-
dels-Sicherungsgesetzes (HolzSiG) ab
März 2013 haben die Anfragen aus der
Praxis sowohl von den Vergabestellen
als auch den Bietern beim Thünen-In-
stitut erheblich zugenommen. Beson-
ders die Frage, ob ein Auftragnehmer in
einem öffentlichen Ausschreibungsver-
fahren grundsätzlich selber als Betrieb
ein Produktketten-Zertifikat vorweisen
muss, bedurfte der Klärung.
2013 und 2014 hat es hierzu zwei Fäl-

le von rechtlichen Auseinandersetzun-
gen von Bietern im Rahmen von öffent-
lichen Ausschreibungen gegeben. Zu
entscheiden war die Frage, ob ein Auf-
tragnehmer, der bei einem Bauvorha-
ben zertifizierte Holzprodukte verbaut,
automatisch als Betrieb als letztes Glied
in der Produktkette ebenfalls zertifiziert
sein muss. Streitpunkt neben der For-
mulierung des Holzerlasses war insbe-
sondere die Auslegung des Formblattes
2486 des Vergabe- und Vertragshand-
buchs für die Baumaßnahmen des Bun-
des (Erklärung zur Verwendung von
Holzprodukten), das der Bieter bei An-
gebotsabgabe ausgefüllt vorlegen muss.
Aus dem Wortlaut der Vorgaben nach

dem Vergabehandbuch erschließt sich
nicht die Forderung, dass auch der Bie-
ter selbst nach den Kriterien der Pro-
duktkettenzertifizierung des Forest Ste-
wardship Councils (FSC) oder des Pro-
grammes for the Endorsement of Forest
Certification Shemes (PEFC) zertifiziert
sein muss. Der Passus im Formblatt 248
lautet: „Ich werde Holzprodukte ver-
wenden, die nach FSC und/oder PEFC
zertifiziert sind“.
Im ersten Fall hatte das Landgericht

Hamburg (LGH) in einem einstweiligen
Verfügungsverfahren einem Bieter ver-
boten, in einem öffentlichen Ausschrei-
bungsverfahren sein Angebot mit der
Erklärung zu verbinden, „dass für die
Ausführung von Aufträgen Holzpro-
dukte verwendet würden, welche nach
FSC und/oder PEFC oder gleichwertig
zertifiziert seien oder die im jeweiligen
Herkunftsland geltenden Kriterien des
FSC und/oder PEFC einzeln erfüllten,
wenn entsprechende Zertifizierungen
tatsächlich nicht vorliegen“7. Die An-
tragstellerin begründete dies damit, dass
der Antragsgegner (Verfügungsbeklag-

te) selbst nicht nach FSC und/oder
PEFC oder gleichwertig zertifiziert ge-
wesen sei.
Mit seinem Urteil vom 29. Juli 2014

hat das LGH nach Widerspruch des
Verfügungsbeklagten die einstweilige
Verfügung aufgehoben und begründete
dies wie folgt: „Ein solches Verbot lässt
sich unter Berücksichtigung des Wider-
spruchvorbringens und der Ausschrei-
bungsunterlagen nicht aufrechterhal-
ten. Zutreffend hat der Antragsgegner-
vertreter darauf hingewiesen, dass die
Bieter im Rahmen des Vergabeverfah-
rens keine Zertifizierung vorweisen
mussten“8. Außerdem wurde festge-
stellt, dass es nach Vorgabe des Form-
blattes 248 für die Vergabestelle ent-
scheidend sei, dass das Produkt selber,
nicht aber der Betrieb zertifiziert sei.
Die von der Antragstellerin daraufhin

beim Hanseatischen Oberlandesgericht
Hamburg eingelegte Berufung wurde
mit Beschluss vom 23. Juli 2015 zurück-
gewiesen9.
In dem zweiten Fall, der recht ähnlich

gelagert war und bei dem es abschlie-
ßend um die gleiche Fragestellung ging,
hat das Landgericht Braunschweig mit
Urteil vom 7. August 2014 die Klage der
Antragstellerin in erster Instanz eben-
falls abgewiesen10.
Zu den gleichen Schlussfolgerungen

wie in den Urteilsbegründungen kamen
auch die Zentrale Beschaffungsstelle
des BMEL bei der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung (BLE)11.
sowie das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi)12 , als weite-
res, für den Holzerlass verantwortliches
Ressort.
Die im August 2015 von der Rechts-

vertretung der Antragstellerin veröffent-
lichte Interpretation der Rechtspre-
chung des Hanseatischen Oberlandes-
gerichts Hamburg: „OLG Hamburg: Öf-
fentliche Beschaffung erfordert ord-
nungsgemäße Zertifizierung des Bieters
nach FSC/PEFC“ und „Bieter müssen
grundsätzlich selbst nach PEFC und/
oder FSC zertifiziert sein“13, ist zumin-
dest irreführend, denn das bestätigt der
zitierte Beschluss des OLG Hamburg14

nicht.
Ein weiterer Streitpunkt, ebenfalls

auf das Formblatt 248 bezogen, ist die
Frage, wann der Bieter die geforderten
Zertifikate bzw. geprüften Einzelnach-
weise der Vergabestelle vorlegen muss:
zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe
oder bei Anlieferung auf der Baustelle.
Seitens der Bauwirtschaft wird argu-

mentiert, dass es sich bei der Forderung
des Formblattes 248 zunächst nur um
die Abgabe einer Erklärung handelt.
Darüber hinaus sei es in meisten Fällen
für den Bieter nicht möglich, die Zertifi-
kate/Nachweise vor Vergabezuschlag
beizubringen, da er das Material in der
Regel erst nach Zuschlag beschaffen
könne.
Gestützt wird diese Sichtweise durch

die bisherige Regelung für die Durch-
führung von Bauaufgaben des Bundes
im Zuständigkeitsbereich der Finanz-
bauverwaltungen des damaligen Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS) vom 28. Ja-
nuar 201115, die heute in der Zuständig-
keit des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit (BMUB) liegt und nach wie vor
gültig ist.
„Wenn der Bieter andere als FSC

oder PEFC-Zertifikate oder Einzel-
nachweise bei der Verwendung von
Holzprodukten einsetzen will, hat die
Vergabestelle vor Zuschlagserteilung zu
prüfen, ob diese Nachweise gleichwer-
tig sind, das heißt ob sie mit den für das
jeweilige Herkunftsland geltenden
Standards von FSC oder PEFC überein-
stimmen. In die weiteren besonderen
Vertragsbedingungen ist aufzunehmen:
Bei der Anlieferung von Holzprodukten
auf der Baustelle oder an der Lieferad-
resse sind die im Angebot angegebenen
Zertifikate oder die gleichwertigen
Nachweise vorzulegen.“

Gleichwohl kann die Vergabestelle,
gemäß Vergabehandbuch, den Zeit-
punkt der Vorlage der Nachweise indi-
viduell festlegen. Es gibt Länder und
Kommunen, die die Bundesregelung
übernommen bzw. sich an ihr orientiert
haben, wie z. B. das Bundesland Berlin,
das die Vorlage der geforderten Nach-
weise noch vor Beginn der Ausführung
des Auftrags einfordert.16

Die am 8. Dezember 2015 vom
BMUB veröffentlichte, neue Auslegung
des Holzerlasses17 hat, wie zahlreiche
Anfragen beim Thünen-Institut zeigen,
zu Verunsicherungen und heftigen Dis-
kussionen bei öffentlichen Auftragge-
bern und potenziellen Bietern geführt.
Danach wird im Gegensatz zu der bis-
herigen Auffassung und der in den zi-
tierten Fällen genannten Rechtspre-
chung nicht das „Holzprodukt zertifi-
ziert, sondern die an der Verarbeitung
des Holzes beteiligten Unternehmen“.
Begründet wird dies mit den Statuten
von FSC und PEFC.
Auslöser der Verunsicherung bei den

Vergabestellen und bei den Verbänden
der Holzbranche ist eine Reihe noch of-
fener Fragen und Details in Bezug auf
die korrekte Auslegung des Erlasses, die
noch einer neuerlichen Überprüfung
und näheren Klärung bedürfen.
Das Thünen-Institut als zuständige

Institution für die Überprüfung von
Zertifizierungssystemen sowie für die
Anerkennung von Einzelnachweisen
vertritt den Standpunkt, dass bei der
Einzelnachweisregelung belastbar si-
chergestellt werden muss, dass es bis
zum Endpunkt der Produktkette zu kei-
ner Vermischung von zertifiziertem mit
nicht-zertifiziertem Material gekommen
und die Legalität und Nachhaltigkeit
der Herkunft der Produkte nachgewie-
sen ist. Im Zweifelsfall ist dafür ein Gut-
achten einer akkreditierten, unabhängi-
gen Institution beizubringen. Dieser
Ansatz ist vergleichbar mit der soge-
nannten „Category B Evidence“- Nach-
weisung18 bei der britischen und nieder-
ländischen Beschaffungsregelung, mit
der die Konformität unabhängig von
den Produktketten-Standards der inter-
nationalen Zertifizierungssystemen von
den Vergabeinstitutionen bzw. vom
Central Point of Expertise on Timber
(CPET) als Kontrollinstanz anerkannt
werden kann.
Im Rahmen seiner Beratung emp-

fiehlt das Thünen-Institut den Bietern
auch zu prüfen, ob es für sie u. U. nicht
sinnvoller sein kann, den einfacheren
Weg der betrieblichen Produktketten-
Zertifizierung zu wählen. Für Berlin
bieten mittlerweile sowohl der FSC19 als
auch das PEFC20 eine Gruppenzertifi-
zierung zu einem finanziell vertretbaren
Aufwand an, welche sich schon bei der
Teilnahme an wenigen öffentlichen
Ausschreibungen gegenüber den häufig
komplexen Einzelnachweisprüfungen
rechnen kann.

Die deutsche
Beschaffungsregelung
im europäischen Kontext

Nach einer britischen Studie21 gibt es
zurzeit Regelungen zur öffentlichen Be-
schaffung von Holzprodukten oder ver-
gleichbare Initiativen, die als sogenann-
te „Green Procurement Policy“- Prozes-
se bezeichnet werden, in mehr als 25
Ländern, mit Schwerpunkt in Europa.
Im März 2009 wurde beim Ständigen

Forstausschuss der EU-Kommission
(KOM) eine Arbeitsgruppe zur öffentli-
chen Beschaffung von Holz und Holz-
produkten eingerichtet. Ständige Mit-
glieder der Arbeitsgruppe waren Vertre-
ter aus Belgien, Dänemark, Deutsch-
land, Finnland, Frankreich, Großbri-
tannien und den Niederlanden. Vertre-
ter der übrigen Mitgliedstaaten haben
sich nur zeitweise beteiligt. Ziele der
Arbeitsgruppe waren:

ð Erfahrungsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten,

ð Unterstützung der KOM und betei-
ligten Interessengruppen,

ð Vergleichbarkeit der unterschiedli-
chen Ansätze zur Beschaffungsrege-
lung bei den Mitgliedstaaten und

ð Unterstützung des EU-Flegt-Aktions-
plans, als ein übergeordnetes Steue-
rungsinstrument der europäischen
Waldpolitik.
Die Arbeitsgruppe schloss ihre Akti-

vitäten mit der Veröffentlichung eines
Ergebnisberichtes mit Empfehlungen
sowohl für die KOM als auch für die
Mitgliedstaaten und andere Interessen-
gruppen im November 2010 ab.22 Eine
der Empfehlungen war schon damals
die klare Aussprache aller Beteiligten
für eine Berücksichtigung und Akzep-
tanz von lizensierten Holzprodukten
aus Ländern mit denen die EU im Rah-
men des Flegt-AP freiwillige Partner-
schaftsabkommen (Voluntary Partner-
ship Agreements, VPA) verhandelt und
abschließt.
Mit dem Inkrafttreten und der prakti-

schen Anwendung der EUTR sowie den
Standardrevisionen von PEFC und FSC
haben sich seit 2010 die Rahmenbedin-
gungen für die öffentliche Beschaffung
von Holzprodukten in Europa verän-
dert. Das gab den für den Holzhandels-
sektor wichtigsten Mitgliedstaaten Dä-
nemark, Deutschland, Großbritannien
und die Niederlande 2013 den Anlass,
erneut ein Arbeitsgremium zu gründen,
zu dem später Vertreter aus Belgien und
Luxemburg hinzukamen. Neben dem
informellen Austausch bezüglich der
Erfahrungen bei der Beschaffung soll-
ten aktuelle Unterschiede und Syner-
gien in Hinblick auf eine Harmonisie-
rung von Regeln für die öffentliche Be-
schaffung von Holzprodukten evaluiert
werden.
Da die öffentliche Beschaffung ohne-

hin ein wichtiger Bestandteil des Flegt-
AP ist und bisher nur wenige Mitglied-
staaten eigene Beschaffungsregeln um-
gesetzt haben, soll das Gremium darü-
ber hinaus Empfehlungen aussprechen
und die übrigen Mitgliedstaaten sollen
angehalten werden, eigene Beschaf-
fungsregelungen zu entwickeln.
Bisherige Ergebnisse des Gremiums

sind ein Grundsatzpapier23 sowie Bei-
träge zu einer aktuellen Vergleichsstu-
die24 der Beschaffungsregelungen der
beteiligten Mitgliedstaaten, der nieder-
ländische „Institution Support & Ana-
lysis Forest & Land Use (Isafor)“. 
Laut der Studie haben Belgien, Däne-

mark, Großbritannien, Luxemburg und
die Niederlande konkrete Kriterien für
Legalität und Nachhaltigkeit für die Be-
wertung von Zertifizierungssystemen
und für ihre Beschaffungsregelung for-
muliert. Sie sind inhaltlich miteinander
abgestimmt und im direkten Vergleich
nahezu identisch. Großbritannien und
die Niederlande haben für die Überprü-
fung der Zertifizierungssysteme speziel-
le Institutionen eingerichtet, zum einen
den Central Point of Expertise on Tim-
ber (CPET) für Großbritannien und das
Timber Procurement Assessment Com-
mittee (TPAC) für die Niederlande. Ne-
ben der Überprüfung von Zertifizie-
rungssystemen bewerten beide im Rah-
men der öffentlichen Beschaffung auch
Einzelnachweise sowie unterbrochene
Produktketten hinsichtlich ihrer mögli-
chen Konformität.
In Deutschland wurde bereits mit

dem Holzerlass von 2007 entschieden,
dass die internationalen Kriterien von
PEFC und FSC die Grundlage für die
öffentliche Beschaffung von Holzpro-
dukten sind. Grundlage dieser Stan-
dards wiederum sind die international
anerkannten und verbindlichen Anfor-
derungen an eine nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung (Forest Europe, Interna-

Entwicklung der Regelung zur öffentlichen Beschaf-
fung von Holz und Holzprodukten in Deutschland
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tional Tropical Timber Organization [It-
to] etc.)25, 26. Auf der gleichen Grundla-
ge sind auch die Beschaffungskriterien
in Großbritannien und den Niederlan-
den entwickelt worden. Für die Über-
prüfung von Zertifizierungssystemen
und die Entscheidung über die Konfor-
mität von Einzelnachweisen ist in
Deutschland das Thünen-Institut in
Abstimmung mit dem Bundesamt für
Naturschutz (BfN) zuständig.
Die Harmonisierung der Anforderun-

gen an Zertifizierungssysteme durch ei-
ne gemeinsame Definition von Legalität
und Nachhaltigkeit beispielsweise böte
eine von vielen Möglichkeiten zur An-
gleichung der Beschaffungsregeln, wie
sie das Gremium intern umfassend erör-
tert hat. Infolge dieser Diskussion hat
Großbritannien 2014 für seine Beschaf-
fungsrichtlinien die Definition für Lega-
lität aus der EUTR übernommen.

Mögliche Folgen der neuen
EU-Richtlinien auf die deut-
sche Beschaffungsregelung

Am 26. Februar 2014 haben das
Europäische Parlament und der Rat
Richtlinien zur Modernisierung des
Vergaberechts sowie eine Konzessions-
richtlinie erlassen. Diese müssen EU-
weit bis zum 18. April 2016 in nationa-
les Recht umgesetzt werden. Das deut-
sche Vergaberecht wird nunmehr insbe-
sondere durch folgende europäische
Richtlinien geprägt:
ð die Richtlinie 2014/24/EU27 über die

öffentliche Auftragsvergabe und zur
Aufhebung der Richtlinie
2004/18/EG;

ð die Richtlinie 2014/25/EU28 über die
Vergabe von Aufträgen durch Auf-
traggeber im Bereich der Wasser-,
Energie- und Verkehrsversorgung so-
wie der Postdienste und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2004/17/EG und

ð die Richtlinie 2014/23/EU29 über die
Konzessionsvergabe.
Ziel der Modernisierung des EU-Ver-

gaberechts ist es, das Regelwerk für die
Vergaben den aktuellen Bedürfnissen
des europäischen Binnenmarktes anzu-
passen und innerhalb der EU zu verein-
fachen. Zu diesen Vereinfachungen
zählen neben einer Effizienzsteigerung
und dem Abbau bürokratischer Hinder-
nisse u. a. die Verbesserung der rechtli-
chen Möglichkeiten für die Vergabestel-
len, bei künftigen Ausschreibungen so-
ziale, ökologische und innovative
Aspekte stärker zu berücksichtigen.
Für die Praxis sollen außerdem künf-

tig die grundlegenden Daten zu öffentli-
chen Aufträgen in Deutschland in Form
einer bundesweiten Statistik auf breiter
Basis erfasst werden, ohne damit die
Auftragnehmer zusätzlich zu belasten.
Ein Gesetzentwurf30 zur Modernisie-

rung des Vergaberechts wurde vom
Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie (BMWi) erarbeitet und am
8. Juli 2015 veröffentlicht. Die Vergabe-
rechtsmodernisierung dient der Novel-
lierung des Teils 4 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)31

und ist damit Teil dieses Gesetzge-
bungsverfahrens. Am 18. April soll die
Neuregelung in Kraft treten.
Durch das neue Gesetz können für

die Beschaffungsregelung für Holzpro-
dukte in Deutschland Vereinfachungen
und Rationalisierungen innerhalb der
Vergabeprozesse erwartet werden. Von
besonderer Relevanz aber ist der § 43
der umzusetzenden EU-Richtlinie, nach
dem Auftraggeber unter bestimmten
Voraussetzungen nun erstmals rechtssi-
cher auch konkrete Gütezeichen, zu de-
nen auch PEFC-, FSC- und vergleichba-
re Zertifikate gehören, als Nachweis für
die Einhaltung von Nachhaltigkeits-
standards einfordern können. Der
Nachweis darf entweder in den techni-
schen Spezifikationen, den Zuschlags-
kriterien oder den Auftragsausfüh-
rungsbedingungen verlangt werden.
Der Beschluss des Bundeskabinetts

vom 7. Januar 2015 zur Reform des Ver-
gaberechts besagt32: „Auftraggeber sol-
len bei der Beschreibung der Leistung
und bei der Festlegung von Zuschlags-
kriterien – anders als bisher – unter be-
stimmten Voraussetzungen pauschal
auf Gütezeichen (Labels) verweisen
können.“ Damit wird die bisherige Be-
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schaffungsregelung für Holzprodukte in
Deutschland bestätigt und gestärkt.

Die Beschaffungsregelung
im Zusammenhang mit dem
Flegt-AP und der EUTR

Der Flegt-AP und damit verbunden
die EUTR stehen zurzeit in Revision.
Die Ergebnisse werden für 2016 erwar-
tet. Für öffentliche Auftraggeber/Be-
schaffer gibt die EUTR, die in Deutsch-
land durch das Holzhandels-Siche-
rungsgesetz (HolzSiG) umgesetzt ist,
seit März 2013 die Sicherheit, dass in
der EU nur noch legale Holzprodukte
auf den Markt gelangen. Das setzt vo-
raus, dass die EUTR in allen 28 Mit-
gliedstaaten vollständig implementiert
ist und angewendet wird. Wie bereits an
anderer Stelle erwähnt, ist dies noch
nicht überall der Fall33. Die verzögerte
Umsetzung wie auch die langsame
Entwicklung der freiwilligen Partner-
schaftsabkommen innerhalb des Flegt-
AP hat der Europäische Rechnungshof
in seinem kürzlich veröffentlichten Be-
richt34 heftig kritisiert.
Obwohl zurzeit die Anforderung des

Flegt-AP und der EUTR an den Handel
mit Holzprodukten lediglich der Nach-
weis der Legalität ist, hat die EU bereits
2004 bei der Entstehung des Flegt-AP
die nachhaltige Bewirtschaftung der
Wälder als das langfristige Hauptziel
des Aktionsplanes formuliert35.
Politisch wäre es daher kein gutes

Signal, wenn die Mitgliedstaaten einer-
seits freiwillige Partnerschaftsabkom-
men (VPA) mit holzproduzierenden
Ländern aushandeln, aber andererseits
die Holzprodukte aufgrund der Anfor-
derungen ihrer Beschaffungsregelungen
nicht akzeptieren.
Die Diskrepanz zwischen der durch

Flegt-Lizenzen nachgewiesenen Legali-
tät und der Mindestanforderung der
existierenden Beschaffungsregelungen
nach Legalität und Nachhaltigkeit rela-
tiviert sich durch die Anerkennung von
z. B. FSC-Controlled-Wood- und
PEFC- Produktketten-Zertifikaten bei
öffentlichen Vergaben. Diese Zertifika-
te bestätigen für mindestens 70 % des
eingesetzten Materials den Ursprung
aus nachhaltigen Quellen und schlie-
ßen für die restlichen 30 % die Herkunft
aus „umstrittenen Quellen“ aus. Diese
Regelung ist in allen, von der Isafor-
Vergleichsstudie erfassten Beschaf-
fungsregelungen, vorgesehen36.
Untersuchungen von abgeschlosse-

nen und veröffentlichten Flegt-Partner-
schaftsabkommen in Großbritannien
haben gezeigt, dass die verhandelten
Kriterien in der Regel weit über die An-
forderungen der Legalität hinausgehen
und aktuell bereits zu etwa 80 % die
Nachhaltigkeitsansprüche der briti-
schen Beschaffungsregelung erfüllen37.
Deshalb ist auf Expertenebene mehr-
fach die Empfehlung ausgesprochen
worden, künftig lizenzierte Holzpro-
dukte aus den Flegt-Partnerländern bei
der öffentlichen Beschaffung zu berück-
sichtigen und zu akzeptieren38, 39.
Flegt-lizenzierte Holzprodukte wer-

den bei der Einfuhr in die EU wie Pro-
dukte von Arten, für die nach dem Was-
hingtoner Artenschutzübereinkommen
(Cites) eine Handelsgenehmigung erfor-
derlich ist und auch vorliegt, als soge-
nannte „green lane“-Waren behandelt.
Konkret bedeutet das, dass die Legali-
tätsprüfung und die entsprechende
Nachweisung bereits im Produzenten-
land erfolgen. Entsprechend lizenzierte
Holzprodukte können dann ohne wei-
tere Prüfungen in der EU in Verkehr ge-
bracht werden.
Bis heute sind keine Lieferungen von

Flegt-lizenzierten Holzprodukten in der
EU eingetroffen. Von den insgesamt
sechs Mitgliedstaaten mit implementier-
ten Beschaffungsregelungen haben bis-
her nur Großbritannien und Luxem-
burg eine entsprechende Klausel formu-
liert. So hat z. B. Großbritannien Liefe-
rungen aus drei Ländern für einen Zeit-
raum von drei Jahren befristet. Nach
Fristablauf ist eine erneute Evaluierung
und Entscheidung vorgesehen.
Wie bereits dargestellt, wurden Mög-

lichkeiten der zukünftigen Berücksich-
tigung von Flegt-lizenzierten Holzpro-
dukten diskutiert und beurteilt.

ð Die gleichwertige Akzeptanz von
lizensierten Holzprodukten wie die von
nachhaltig produzierten Holzproduk-
ten (wie bereits in Großbritannien und
Luxemburg vorgesehen). Aufgrund des
hohen, nachhaltigkeitsorientierten Ni-
veaus der VPA-Kriterien wäre ein sol-
cher Ansatz durchaus vertretbar.
ð Die grundsätzliche Priorisierung

von nachhaltig produzierten Holzpro-
dukten gegenüber Flegt-lizenzierten
Holzprodukten. Akzeptanz letzterer nur
für den Fall, dass keine nachhaltig pro-
duzierten Holzprodukte verfügbar sind.
Diese Regelung könnte jedoch von

den produzierenden Partnerländern als
eine Art der Diskriminierung angesehen
werden. Nach nunmehr zwölf Jahren
Flegt-AP und acht Jahren Verhandlun-
gen in VPA-Prozessen gibt es Hinweise
darauf, dass in absehbarer Zeit definitiv
erste Lieferungen von Flegt-lizenzierten
Holzprodukten, vermutlich aus Indo-
nesien, auf dem Europäischen Markt er-
scheinen werden40. Nach jüngster Ver-
öffentlichung ist hierzu jedoch vom
„Joint Implementation Committee“ in
Indonesien noch kein konkreter Ter-
min festgelegt41. Die Beschaffungsricht-
linien von Belgien, Deutschland, Däne-
mark und den Niederlanden müssen bis
dahin noch entsprechend angepasst
werden. Das Thema wurde bereits in
Expertengremien innerhalb der Mit-
gliedstaaten diskutiert.

Fazit und Ausblick

Wegen der Entscheidung über die
künftige Berücksichtigung von Flegt-li-
zenzierten Holzprodukten bei der öf-
fentlichen Beschaffung wird die Be-
schaffungsregelung bei Bedarf ange-
passt werden42. Mit Blick auf damit ver-
bundene mögliche Veränderungen ha-
ben sich in der jüngeren Vergangenheit
sowohl Beschaffungsstellen als auch
Unternehmen der Holzwirtschaft hier-
zu mehrfach an das Thünen-Institut als
zuständige Institution für die Überprü-
fung von Zertifizierungssystemen sowie
die Anerkennung von Einzelnachwei-
sen gewandt. Weiterhin besteht zurzeit
Unklarheit darüber, welche konkreten
Auswirkungen die derzeitige Auslegung
des Holzerlasses durch das BMUB für
Betroffene hat.
Die deutsche Beschaffungsregelung

für Holzprodukte hat sich in den letzten
acht Jahren durchaus bewährt. Sie fußt
auf den internationalen Standards von
PEFC und FSC, die auf den internatio-
nal anerkannten Grundsätzen von
nachhaltiger und verantwortungsvoller
Waldbewirtschaftung aufbauen, und
steht somit im Einklang mit den gülti-
gen EU-Vorgaben. Dies galt sowohl
für die jetzt abgelöste Richtlinie
2004/18/EG und gilt noch deutlicher
für die neue Richtlinie 2014/24/EU, die
diese Gütesiegel und Umwelt-Labels
bei der Vergaberegelung erheblich bes-
serstellt.
Auch der bisherige Verzicht auf die

Formulierung eigener Kriterien für die
Beschaffung von Holzprodukten ist
nach wie vor vertretbar. Die veröffent-
lichten Standards von FSC und PEFC
sind jedem Wirtschaftsteilnehmer (z. B.
Vergabestellen, Bietern usw.) zugäng-
lich. Eigene Kriterien für die Beschaf-
fungsregelung hingegen, wie sie für die
übrigen von der Vergleichsstudie erfass-
ten Regelungen existieren, könnten, als
alternative Variante, jedoch die Bemü-
hungen um eine Harmonisierung der
Beschaffungsregelungen in Europa un-
terstützen. Sie würden weiterhin eine
geeignete Basis für die Beurteilung von
Zertifizierungssystemen schaffen und
die Beurteilung von Nicht-FSC/PEFC-
Zertifikaten bzw. von Einzelnachwei-
sen erleichtern (analog zur der bereits
erwähnten „Category B Evidence“-
Nachweisung in Großbritannien und
den Niederlanden).
Der Kenntnisstand über die prakti-

sche Umsetzung der Beschaffungsrege-
lung im gesamten öffentlichen Sektor ist
ungenügend, da ein entsprechendes
Monitoring fehlt. Dieses Problem exis-
tiert auch in den anderen, von der Stu-
die erfassten Mitgliedstaaten. Für
Deutschland lässt das vom BMWi in
Auftrag gegebene Forschungsvorhaben:
„Statistik der öffentlichen Beschaffung
in Deutschland“ Abhilfe erwarten. Da-
rüber hinaus hat das Umweltbundesamt
eine Studie „Regelungen der Bundes-
länder auf dem Gebiet der umwelt-

freundlichen Beschaffung“ veröffent-
licht43, die auch die Beschaffung von
Holzprodukten einbezieht. Die Neure-
gelung der Vergabepraxis sieht, wie be-
reits erwähnt, vor, dass Daten für eine
bundesweite Statistik erhoben werden.
Unter Führung der Deutschen Indus-

trie-Norm (DIN) wird in einer brasilia-
nisch-deutschen Kooperation aktuell
versucht, einen Standard für die Liefer-
kette von Holz und Holzprodukten auf
ISO-Ebene zu erarbeiten. Ziel der Ini-
tiative ist es, die Verifizierung der Lie-
ferkette ergänzend zu bzw. unabhängig
von den PEFC- und FSC-Produktket-
ten-Zertifizierungen zu ermöglichen,
wie dies z. B. für die Lieferketten von
Flegt-lizenzierten Produkten bereits
umgesetzt ist. Im Rahmen der öffentli-
chen Beschaffung könnte dieser Stan-
dard zur Beurteilung von Einzelnach-
weisen (ohne FSC-/PEFC-Zertifikat)
dienen. Auf der Grundlage dieses neuen
Standards könnten weiterhin die Liefer-
kettenanforderungen von PEFC und
FSC angepasst werden. FSC und PEFC
sind in die Entwicklung dieses Stan-
dards eingebunden42.
Mit der bevorstehenden Entschei-

dung über die zukünftige Berücksichti-
gung von Flegt-lizenzierten Holzpro-
dukten und nach Abschluss der natio-
nalen Umsetzung insbesondere der
neuen Vergaberichtlinie 2014/24/EU
können Veränderungen der derzeit gül-
tigen Beschaffungsregelung erforderlich
werden. Es ist vorstellbar, dass sich im
Zuge der Modernisierung der Vergabe-
verfahren sich für den Sektor der Holz-
produkte Vereinfachungen ergeben, die
z. B. die bisherigen Unsicherheiten be-
seitigen, wie sie bei der Handhabung
von Formblättern aufgetreten sind.
Die Kommunikation zwischen und

bei Bedarf die Zusammenarbeit mit den
Institutionen, die in den Mitgliedstaa-
ten für die Beschaffungsrichtlinien zu-
ständig sind, sollte auf jeden Fall fortge-
führt werden. Vor allem wird es bei den
Gesprächen um den Prozess der Har-
monisierung gehen. Darüber hinaus
sollten die Anstrengungen intensiviert
werden, die übrigen Mitgliedstaaten zu
veranlassen, ihre eigenen Richtlinien zu
etablieren und an den europäischen
Standard anzupassen.
Auf nationaler Ebene ist die jüngste

Initiative des BMUB zu prüfen, poli-
tisch zu entscheiden und entsprechend
umzusetzen. Für die an den Vergabe-
prozessen beteiligten Akteure könnte
damit die erforderliche Planungs- und
Handlungssicherheit erreicht werden.
Innerhalb der Ressorts sollte Einver-
nehmen darüber erzielt werden, ob und,
wenn ja, wie die Beschaffungsregelung
überarbeitet werden soll. Dabei wären
die Ergebnisse der Vergaberechtsmo-
dernisierung zu berücksichtigen, die ab
April endgültig vorliegen werden. Diese
Ergebnisse werden vermutlich Auswir-
kungen auf die zukünftige Gestaltung
von Vergabeprozessen haben.
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